
erübrigt sich jedoch zu untersuchen, ob der Beklagte 
sein Versäumnis zu vertreten hat. Eine Vertragsstrafe 
hat er allein deshalb nicht verwirkt, weil die Durch­
führung der Bauarbeiten zwar eine notwendige 
Mitwirkungshandlung, jedoch keine schuldnerische 
Pflicht, keine Verbindlichkeit, war. Mitwirkungshand­
lungen des Gläubigers sind nur dann Verbindlichkeiten, 
wenn sie als solche im BGB bezeichnet sind (z. B. die 
Abnahmepflicht gemäß §§ 433, 640 BGB). Werden sie 
verletzt, so ist eine vereinbarte Vertragsstrafe verwirkt. 
Nach der Systematik des BGB ist es jedoch Regelfall, 
daß Mitwirkungshandlungen des Gläubigers keine Ver­
bindlichkeiten sind. Werden sie nicht durchgeführt, so 
tritt Gläubigerverzug gemäß §§ 293 ff. BGB ein, aber 
kein Schuldnerverzug mit den sich daraus ergebenden 
Folgen (§§ 286 ff. 339 ff. BGB).

Anders ist es bei den Verträgen im Rahmen des All­
gemeinen Vertragssystems. Hier werden dem Gläubiger 
umfangreiche Mitwirkungspflichten auferlegt. Verletzt 
er sie schuldhaft, so erwachsen der anderen Partei Ver­
tragsstrafen- und Schadensersatzansprüche. Es ist zu­
lässig und im Interesse der Erfüllung der Volkswirt­
schaftspläne erstrebenswert, daß auch bei Vertrags­
abschlüssen zwischen sozialistischen und privaten Be­
trieben die Anwendung der Bestimmungen des Allge­
meinen Vertragssystems vereinbart wird. Hätten die 
Parteien dies beachtet, so wäre die Klägerin mit ihrem 
Antrag durchgedrungen. So aber mußte nach der be­
stehenden Rechtslage ihr Klageantrag abgewiesen 
werden.

Die Klägerin kann also gegen den Beklagten zwar 
Ansprüche auf Ersatz von Mehraufwendungen (§ 304 
BGB) oder angemessene Entschädigung (§ 642 BGB) 
erheben, falls ihr solche entstanden sind, sie kann aber 
keinen Vertragsstrafenanspruch geltend machen.

Dieses Ergebnis zeigt, wie wichtig es ist, Verträge 
sorgfältig abzuschließen und sich über alle Folgen, die 
aus der nicht ordnungsgemäßen Vertragsdurchführung 
erwachsen können, vorher klar zu werden.

Edith Rae der, 
wiss. Assistent am Institut für Zivilrecht 

der Humboldt-Universität

§ 61 Abs. 2 EheG; §§ 323, 767 ZPO.
Die geschiedene Ehefrau kann bei der Geltend­

machung eines Unterhaltsanspruchs nicht auf die er­
haltene Ausgleichungssumme verwiesen werden. Die 
Erträgnisse aus dieser als Ausgleichung gezahlten 
Summe sind jedoch in jedem Fall auf den Unterhalts­
anspruch anzurechnen.

Stadtgericht Groß-Berlin, Urt. vom 29. April 1955 — 
2 S 408/54.

Die Parteien sind frühere Eheleute. Sie haben 1923 geheira­
tet. Aus der Ehe sind vier Kinder hervorgegangen. Die Ehe ist 
durch Urteil des ehemaligen Amtsgerichts Berlin-M. vom 
10. Mai 1951 aus § 48 EheG ohne Schuldausspruch geschieden 
worden. Dabei kam es zu einem Unterhaltsvergleich, in dem 
sich der Kläger verpflichtete, der Beklagten, die zur Zeit ohne 
Einkommen war, monatlich 200 DM zü zahlen.

In einem weiteren Verfahren zwischen den Parteien um die 
Ausgleichung des in der Ehe erworbenen Vermögens wurden 
der jetzigen Beklagten 9000 DM zugesprochen. Der Kläger hat 
auf diesen Ausgleichungsanspruch im Januar 1955 5000 DM 
gezahlt. Die Beklagte, die während der Ehe nur in der ersten 
Zeit in der Praxis des Klägers mitgearbeitet hatte, hat nach 
der Scheidung einen sechsmonatigen Kursus als Arzthelferin 
abgelegt und im September 1952 eine Halbtagsbeschäftigung 
mit einem Verdienst von 150 DM monatlich angenommen, die 
sie bis heute ausübt. Eine Vollbeschäftigung der Beklagten ist 
ihr — wie das amtsärztliche Attest bescheinigt — aus Gesund­
heitsgründen nicht zuzumuten.

Der Kläger hat seit Dezember 1952 keinen Unterhalt mehr 
geleistet. Er macht geltend, daß der Vergleich vom 10. Mai 1951 
nichtig sei, da sich die Beklagte durch eigenes Arbeits­
einkommen unterhalten könne. Er hat beantragt, die Zwangs­
vollstreckung aus dem Unterhaltsvergleich für unzulässig zu 
erklären.

Das erstinstanzliche Gericht hat durch Urteil vom 12. Okto­
ber 1954 die Klage abgewiesen. Es hat den Unterhaltsbetrag 
von 200 DM mit Rücksicht auf die Einkommensverhältnisse 
des Klägers als Arzt auch neben dem Eigenverdienst der Be­
klagten in Höhe von 150 DM als angemessen angesehen und 
die Nichtigkeit des Vergleichs verneint.

Gegen dieses Urteil richtet sich die Berufung des Klägers, in 
der er sich darauf beruft, daß die Beklagte nicht mehr unter­

haltsbedürftig sei, zum einen, weil sie 9000 DM als Ausgleicihs- 
anspruch zugesprochen bekommen habe, zum anderen, yveil 
sie voll arbeitsfähig sei. Der Kläger stützt seine Klage auf 
§ 767 und auch auf § 323 ZPO.

Aus den G r ü n d e n :
Die Berufung des Klägers mußte, soweit sie sich auf 

die Anrechnung des Eigenverdienstes der Beklagten 
stützt, teilweisen Erfolg haben, da dem Unterhaltsver­
gleich die Einkommenslosigkeit der Beklagten zugrunde 
lag und sich ihre Einkommensverhältnisse durch ihren 
monatlichen Verdienst von 150 DM wesentlich verändert 
haben. Hierbei war davon auszugehen, daß sich ge­
schiedene Ehegatten grundsätzlich selbst zu unterhalten 
haben.

Soweit der Kläger weiter einwendet, die Beklagte sei 
nicht mehr unterhaltsbedürftig, da sie in teilweiser 
Auszahlung ihres vom Gericht festgestellten Aus­
gleichungsanspruches bereits eine Zahlung von 5000 DM 
erhalten habe, von der sie ihren zusätzlichen Unterhalt 
bestreiten könne, kann ihm nicht gefolgt werden. Er 
kann die Beklagte nur auf die Erträgnisse aus dieser 
als Ausgleichung gezahlten Summe verweisen.

Zunächst muß die grundsätzliche Frage beantwortet 
werden: Ist ein geschiedener Ehegatte noch unterhalts­
bedürftig, der Vermögenswerte besitzt, und wie weit 
muß er zunächst auf diese zurückgreifen, bevor er 
Unterhalt verlangen kann? Das Ehegesetz von 1946 
machte hier einen Unterschied in der Regelung des 
Unterhaltsanspruchs der geschiedenen Ehefrau ent­
sprechend der Schuldfeststellung, indem es bei § 58 
EheG nur einen Rückgriff auf die Erträgnisse des Ver­
mögens zuließ. Diese Bestimmung kann, da sie der 
Gleichberechtigung widerspricht, nicht mehr angewendet 
werden. Dies besagt aber keineswegs, daß in jedem Fall 
zunächst jedes Vermögen der Frau auf gebraucht sein 
muß, bevor sie einen Unterhaltsanspruch gegen den 
Mann geltend machen kann. Die Frage, ob sie trotz 
Besitz von Vermögenswerten außerstande ist, sich 
selbst zu unterhalten, wird vielmehr jeweils von den 
gesamten Lebensumständen beider Parteien, insbeson­
dere der Art und Höhe des Vermögens, abhängen. So 
wird man vom Unterhaltsberechtigten die Veräußerung 
geringerer Werte oder z. B. eines kleinen Eigenheimes 
nicht verlangen, wohl aber z. B. fordern, daß er sidi 
Mittel durch Aufnahme einer Hypothek beschafft, wenn 
er ein gering belastetes Mietshaus besitzt, dessen Ein­
nahmen zur Bestreitung des Lebensunterhalts allein 
nicht ausreichen. Es kann dabei keinen Unterschied 
machen, auf welche Weise die unterhaltsberechtigte 
Ehefrau in den Besitz z. B. des Eigenheimes gekommen 
ist, ob durch Erwerb in der Ehe, durch einverständliche 
Ausgleichung nach Beendigung der Ehe oder durch 
Erwerb nach Scheidung aus der Ausgleichungssumme.

Ist die Ehefrau jedoch gezwungen, den Ausgleichungs­
anspruch gegen ihren geschiedenen Ehemann gerichtlich 
geltend zu machen, oder zahlt ihr der Ehemann diesen 
freiwillig aus, so entsteht zunächst eine besondere 
Situation dadurch, daß sie in den Besitz von Barmitteln 
kommt, auf die sie zu verweisen der unterhaltspflichtige 
Ehemann geneigt sein wird. Als der Senat im Vor­
prozeß der jetzigen Beklagten nicht das Miteigentum 
an dem Grundstück der Parteien, sondern nur die 
Hälfte des Wertes zusprach, hatte er sich mit der bis­
herigen Rechtsprechung, insbesondere mit dem Urteil 
des Bezirksgerichts Leipzig (NJ 1953 S. 566) ausein­
anderzusetzen, das der Ehefrau einen Miteigentums­
anspruch mit der Begründung zubilligte, eine Aus­
gleichung „nur“ in Geld würde zu einer Schlechter­
stellung der Ehefrau führen. Der Senat konnte dieser 
Begründung nicht folgen. Da es aber nach dem z. Z. 
geltenden Recht nicht möglich ist, der Ehefrau nach 
Beendigung der Ehe einen Teil der in der Ehe erwor­
benen sachlichen Werte zuzusprechen, wenn sich die 
Parteien nicht über die Art der Auseinandersetzung 
einigen, ist nunmehr bei der Frage der Anrechnung der 
als Ausgleichung gezahlten Beträge auf den Unterhalt 
sorgfältig darauf zu achten, daß tatsächlich keine Be­
nachteiligung der Ehefrau erfolgt. Es würde praktisch 
einer Verhinderung der Ausgleichung gleichkommen, 
wenn die ältere erwerbsbeschränkte oder erwerbs­
unfähige geschiedene Ehefrau u. U. erst dann Unter­
halt von dem Ehemann fordern kann, wenn sie die ihr
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